
Die Dokumentationen der zuständigen 
Behörden über die Ergebnisse der durch-
geführten Marktüberwachungstätigkeiten 
sollten natürlich auch ermöglichen, nach 
dem Herkunfts- bzw. Ursprungsland und 
nach den Produkt- oder Gefahrkategorien 
der überprüften Produkte zu unterschei-
den bzw. auszuwerten. 

Ergebnisse der Marktüber-
wachung in den Bundesländern 
Standardisiert veröffentlichten die ein-

zelnen Bundesländer in ihren jeweiligen 
Jahresberichten zur Gewerbeaufsicht in 
den letzten Jahren die Ergebnisse der 
„Überprüfungen nach dem Geräte- und 
Produktsicherheitsgesetz“. Um die Ent-
wicklung und den Stand der Marktüberwa-
chung in Deutschland zu erfassen, konn-
ten so im Frühjahr 2006 erstmals die kom-
pletten Datensätze der „GPSG-Überprü-
fungen“ der Arbeitsschutzländerbehörden 
für den Dreijahreszeitraum 2002 bis 2004 
ausgewertet werden [4]. Eine Fortschrei-
bung auf dieser Basis war vorgesehen.  

Im Oktober 2004 hat der Länderaus-
schuss für Sicherheitstechnik und Arbeits-
schutz (LASI) eine neue Anleitung für die 
Erstattung der Jahresberichte der Arbeits-
schutzländerbehörden beschlossen, wo-
von u. a. auch die Ergebnisdarstellung zur 
„Marktüberwachung (aktiv/reaktiv) nach 
dem Geräte- und Produktsicherheits-
gesetz“ betroffen ist [5]. Hiernach sollte zu-
künftig bei den Dokumentationen der 
Marktüberwachungstätigkeiten insbeson-
dere zwischen aktiven und reaktiven Pro-
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Im Jahr 2000 hat die Europäische Kommission einen umfassenden Leitfaden für die Umsetzung der nach dem neuen Kon-

zept und dem Gesamtkonzept verfassten EU-Binnenmarkt-Richtlinien veröffentlicht, der die Relevanz der Aufgaben der 

Marktaufsicht in den Mitgliedstaaten hervorhebt [1]. Hieraufhin erfolgten eine Reihe von Maßnahmen zur besseren Arbeits-

teilung, Koordination und Kommunikation der Marktüberwachung in Deutschland und am 1. Mai 2004 ist dann auch das 

Geräte- und Produktsicherheitsgesetz (GPSG) in Kraft getreten. Im Februar 2007 machte die EU-Kommission Vorschläge 

für eine Verordnung [2] und einen Beschluss [3] um einen wirksamen horizontalen Rahmen für die Vermarktung von Pro-

dukten zu schaffen. Hierbei wird der produktbezogenen Marktüberwachung eine zentrale Bedeutung zugemessen. 

D
as Geräte- und Produktsicherheits-
gesetz verfolgt mit der Überwachung 

des Inverkehrbringens von Produkten 
bzw. der produktbezogenen Marktüber-
wachung zwei Zielstellungen1): 
●   die Beseitigung von wirtschaftlichen 
Wettbewerbsverzerrungen und 
●  die Erreichung eines aktiven und umfas-
senden Verbraucherschutzes. 

Nach § 8 Abs. 3 GPSG stellen die zustän-
digen obersten Landesbehörden  
●  die Koordinierung der Überwachung des 
Inverkehrbringens von Produkten sowie 
der in den Verkehr gebrachten Produkte,  
●  die Entwicklung und Fortschreibung 
eines Überwachungskonzepts und  
●  die Vorbereitung länderübergreifender 
Maßnahmen zur Abwendung erheblicher 
Gefahren sicher. 

Die zuständigen Behörden haben nach 
§ 8 Abs. 2 GPSG eine wirksame Über-
wachung des Inverkehrbringens von Pro-
dukten sowie der in den Verkehr gebrach-
ten Produkte auf der Grundlage eines Über-
wachungskonzepts zu gewährleisten, das 
insbesondere folgendes umfassen soll: 
1.  die Erfassung und Auswertung verfüg -
barer Informationen zur Ermittlung von 

Mängelschwerpunkten und Warenströ-
men; 
2.  die Aufstellung, regelmäßige Anpassung 
und Durchführung von Überwachungs-
programmen, mit denen die Produkte 
stichprobenartig und in dem erforder -
lichen Prüfumfang überprüft werden so-
wie die Erfassung und Bewertung dieser 
Programme und 
3.  die regelmäßige Überprüfung und Be-
wertung der Wirksamkeit des Über-
wachungskonzepts. 

Bei den stichprobenartigen Produktprü-
fungen eines Überwachungsprogramms 
müssen die zuständigen Behörden die Pro-
dukte, die in Verkehr gebracht werden, un-
abhängig von deren Herkunft darauf über-
wachen, 
●  ob diese die entsprechenden Konfor-
mitätsbewertungsverfahren durchlaufen 
haben, 
●  die Kennzeichnungs- und Dokumenta -
tionsvorschriften eingehalten werden, 
●  die Konstruktion und Fertigung dieser 
Produkte entsprechend der für sie gelten-
den grundlegenden Sicherheits- und Ge-
sundheitsanforderungen erfolgt sind und 
●  die Produktsicherheit gewährleistet ist. 

Weiterhin muss bei den stichprobenarti-
gen Produktprüfungen eines Über-
wachungsprogramms das gesamte durch 
die betreffenden EU-Binnenmarkt-Richt-
linien fallende Produktprogramm abge-
deckt sein, sodass es sich anbietet, Über-
wachungsprogramme nach bestimmten 
Produkt- oder Gefahrkategorien durch-
zuführen.  
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1) Die ausgeprägte mediale und gesellschaftliche Reso-

nanz über die umfangreichen Rückrufe von Spielzeugen 

im August 2007 lassen hoffen, dass sich die Erkenntnis 

weiter durchsetzt, dass es qualitativ hochwertige, um-

weltverträgliche und sichere Produkte nur selten zum 

Schleuderpreis gibt. Ähnliches wird auch für eine adä-

quate produktbezogene Marktüberwachung gelten. 
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duktprüfungen unterschieden werden. 
Marktüberwachungstätigkeiten gelten als 
aktiv bzw. selbst initiiert, wenn das Tätig-
werden ohne äußeren Anlass allein auf-
grund des gesetzlichen Auftrags auf Initia-
tive der Marktüberwachungsbehörde oder 
der einzelnen Aufsichtskraft erfolgt. Neben 

einzelnen Produktprüfungen zählen hier -
zu auch Produktprüfungen im Rahmen 
von geplanten Überwachungsprogram-
men, auch wenn zurückliegende äußere 
Anlässe für die Planung des Über-
wachungsprogramms ursächlich waren. 
Werden reaktive bzw. von Dritten aktuell 

initiierte Produktprüfungen vorgenom-
men, dann muss zusätzlich dokumentiert 
werden, von welcher Stelle (z. B. Bürger, 
Hersteller, Händler, RAPEX- oder Schutz-
klausel-Meldung) die Überprüfung ver-
anlasst wurde und falls Überprüfungen 
durchgeführt wurden, bei denen das frag -

Marktüberwachung



liche Produkt nicht aufgefunden werden 
konnte, als „Fehlanzeigen“ ausgewiesen 
werden. Weiterhin sind in den DV-Verfah-
ren bzw. Dokumentationen der Bundes-
länder die Produktprüfungen und deren 
Ergebnisse jeweils nach den einzelnen EU-
Binnenmarkt-Richtlinien (Produkt- oder 
Gefahrkategorien) aufzunehmen, die 
dann für die Erstellung der Jahresberichte 
zur Gewerbeaufsicht zusammengefasst ver-
öffentlicht werden.  

Hierdurch wird natürlich die vorgese-
hene Fortschreibung der Entwicklung und 
des Stands der Marktüberwachung [4] in 
Deutschland erschwert, insbesondere las-
sen sich auf dieser Veröffentlichungsbasis 
für diesen Datensatz zur Produktsicherheit 
keine Mängelquoten oder Herkunftsberei-
che mehr bestimmen. Zudem ist festzustel-
len, dass für das Jahr 2005 fünf Bundeslän-
der die Ergebnisse der Marktüberwachung 
nach dem alten Schema (Tabelle 1) und 
elf Bundesländer nach dem neuen Schema 
(Tabelle 2) veröffentlicht haben, letztere 
teilweise unvollständig.  

Die kompletten Datensätze über die 
„GPSG-Marktüberwachung“ der Arbeits-

schutzländerbehörden für das Jahr 2006 
liegen zurzeit noch nicht vor, wobei zu er-
warten ist, dass diese dann nach dem 
neuen LASI-Jahresberichtsschema doku-
mentiert und veröffentlicht werden. 

Die Anzahl der von den Marktüber-
wachungsbehörden in Deutschland über-
prüften technischen Arbeitsmittel oder 
Verbraucherprodukte betrug im Jahr 2005 
genau 65 382 Stück (2004: 74 014), was ei-
nen Rückgang von 11,7 % (8 632 St.) gegen-
über dem Vorjahr bedeutet. Hierbei han-
delt es sich erfahrungsgemäß ganz über-
wiegend um Verbraucherprodukte2), die 
von den zuständigen Behörden überprüft 
werden. 

Unmittelbar aus Tabelle 2 und im Ver-
gleich mit den Vorjahren [4] wird ersicht-
lich, dass der Rückgang überprüfter Pro-
dukte im Jahr 2005 wohl insbesondere mit 
der relativ geringen Anzahl überprüfter 
Produkte der zuständigen Behörden im 
Flächenland Baden-Württemberg zusam-
menhängt, sicherlich bedingt durch die 
Veränderung der Organisationsstruktur 
der Gewerbeaufsicht in Baden-Württem-
berg mit Beginn des Jahres 2005.  

Um die Produktprüfungsquoten der 
Bundesländer miteinander vergleichen zu 
können, bedarf es eines geeigneten Maß-
stabs. Hierzu kann man sich z. B. als erste 
Näherung mit dem Königsteiner Schlüs-
sel3) behelfen, der sich zu zwei Dritteln aus 
dem Steueraufkommen und zu einem Drit-
tel aus der Bevölkerungszahl der Länder zu-
sammensetzt. Zahlreiche Abkommen bzw. 
Vereinbarungen zwischen den Bundeslän-
dern zur Bewältigung von gemeinsamen 
Aufgaben und Verteilung der damit zusam-
menhängenden Belastungen greifen auf 
den jährlich dafür angepassten Schlüssel 
zurück. Für den retrospektiven Vergleich 
der Produktprüfungsquoten der Bundes-

länder wird hier auf den Königsteiner 
Schlüssel für das Haushaltsjahr 2007 zu-
rückgegriffen, dem das Steueraufkommen 
und die Bevölkerungszahl von 2005 zu-
grunde liegt. In Tabelle 3 wird die Anzahl 
der überprüften Produkte in den Bundes-
ländern im Jahr 2005 („Ist-Anteil“) in Be-
zug zum nach dem Maßstab des König-
steiner Schlüssels („Soll-Anteil“) errech-
neten Bundesdurchschnitt gesetzt. Es wird 
ersichtlich, dass das Flächenland Baden-
Württemberg, das ansonsten bisher recht 
aktiv in der produktbezogenen Marktüber-
wachung ist (vgl. ICSMS-Entwicklung; BR-
Ländervertretung zur EG-Maschinenricht-
linie 2006/42/EG; Projekt CE-coach GbR) 
bei der Anzahl der Produktprüfungen im 
Vergleich zu anderen Bundesländern im 
Jahr 2005 zurückstand. Auf der Basis dieses 
Maßstabs können bezüglich der Anzahl 
von Produktprüfungen im Jahr 2005 auch 
für die Bundesländer Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Saarland und Schles-
wig-Holstein Verbesserungspotenziale ab-
geleitet werden (vgl. [4]). 

Aufgrund der im Jahr 2005 stark ange-
stiegenen Anzahl von RAPEX-Meldungen 
über gefährliche Verbraucherprodukte im 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR), die 
wiederum reaktive Maßnahmen der zu-
ständigen Behörden im EWR auslösen, fan-
den im Jahr 2005 in Deutschland auch 
überwiegend reaktive Produktprüfungen 
statt. Entsprechend der weiteren Steige-
rungen der Anzahl von RAPEX-Meldungen 
bis zur Jahresmitte 2007 sowie aktueller 
Rückrufe von Spielzeugen4) mit starker Me-
dienresonanz ist für die produktbezogene 
Marktüberwachung zu erwarten, dass sich 
der Anteil reaktiver Produktprüfungen 
eher noch weiter erhöht.  

Bei 7 957 reaktiven Überprüfungsmaß-
nahmen („Fehlanzeigen“) im Jahr 2005 in 

Tabelle 3  Anzahl der überprüften GPSG-Produkte nach Bundesländern im Jahr 2005. 
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2) Verbraucherprodukte sind nach § 2 Abs. 3 GPSG 

Gebrauchsgegenstände und sonstige Produkte, die für 

private Verbraucher i. S. des § 13 BGB bestimmt sind 

oder unter vernünftigerweise vorhersehbaren Bedin-

gungen von Verbrauchern benutzt werden können, 

selbst wenn sie nicht für diese bestimmt sind. 

3) Der Königsteiner Schlüssel regelt die Aufteilung der 

Bundesländeranteile bei gemeinsamen Finanzierun-

gen. Die Berechnung des Königsteiner Schlüssels wird 

jährlich von der Geschäftsstelle der Bund-Länder-Kom-

mission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 

(BLK) durchgeführt und im Bundesanzeiger veröffent-

licht (s. a. www.blk-info.de). 

 4) Umfangreiche Rückrufe von Spielzeugen der Fa.  

MATTEL und der Fa. TOYS’’R’’US im August 2007. 

Marktüberwachung



Bild 1  Entwicklung unsicherer Produkte von 2004 bis 2006 in Deutschland 
nach Ursprungsländerbereichen. 
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zehn Bundesländern konnten jedoch die 
fraglichen Produkte nicht aufgefunden 
werden (Tabelle 3). Dabei ist davon aus-
zugehen, dass die Durchführung von reak-
tiven Überprüfungsmaßnahmen bei Her-
stellern, Importeuren, Händlern und Aus-
stellern aus Effizienzgründen i. d. R. von 
den Aufsichtskräften auch dazu genutzt 
wird, aktive Überprüfungsmaßnahmen – 
falls möglich – zeitgleich vor Ort durch-
zuführen.  

Ermittlung von Mängelschwer-
punkten in Deutschland 
Zur Unterstützung der zuständigen 

obersten Landesbehörden u. a. für die Ent-
wicklung und Fortschreibung des Über-
wachungskonzepts wurden insbesondere 
zur Ermittlung von Mängelschwerpunkten 
und Warenströmen von der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) verschiedene Studien in Auftrag ge-
geben, deren Ergebnisse und Erkenntnisse 
von der BAuA als „beauftragte Stelle“5) wei-
terverfolgt werden [6 bis 8]. So weist die von 
der BAuA zuletzt in ihrem jährlich heraus-
gegebenen „Informationsdienst“ veröf -
fentlichte Produktmängelstatistik für das 
Jahr 2006 insgesamt 1 079 in Deutschland 
ermittelte unsichere Produkte aus, für die 
Mängelmeldungen ausgestellt wurden [8]. 
Davon waren 370 (34,3 %) unsichere Pro-
dukte aus dem Ursprungsland der Volks-
republik China und 200 (18,5 %) unsichere 
Produkte aus dem Ursprungsland der Bun-
desrepublik Deutschland (Bild 1).  

Zusammengefasst kamen also im Jahr 
2006 insgesamt 42,6 % der in Deutschland 
ermittelten unsicheren Produkte aus ei-
nem Drittstaaten-Ursprungsland und nur 
11,6 % aus anderen EWR-Staaten (EWR 28 
ohne Deutschland). Für immerhin noch 
294 (27,2 %) der unsicheren Produkte 
konnte trotz Rückfragen und erheblicher 
Anstrengungen seitens der Behörden kein 
Herkunfts- bzw. Ursprungsland identifi-
ziert werden. 

Im Jahr 2006 teilen sich die in Deutsch-
land ermittelten unsicheren Produkte wie 
in den Vorjahren hauptsächlich in die vier 
Produktgruppen der elektrischen Betriebs-
mittel bzw. Niederspannungsgeräte 
(33,8 %), allgemeine Verbraucherprodukte 
(23,4 %), Maschinen (18,8 %) und Spiel-
zeuge (17,0 %) auf (Bild 2). In dieser Auftei-
lung wurde aus Praktikabilitätsgründen 
nicht die umfassende Definition der Ver-
braucherprodukte gemäß § 2 Abs. 3 GPSG 
in Abgrenzung zu den technischen Arbeits-

Bild 2  Entwicklung unsicherer Produkte von 2004 bis 2006 in Deutschland 
nach Produktgruppen. 

Bild 3  Anzahl der jährlichen Schutzklausel-Meldungen im Europäischen Wirt-
schaftsraum seit dem Jahr 1995. 

5) Nach § 2 Abs. 14 GPSG ist die beauftragte Stelle die 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin. 

mitteln verwendet, sondern die Zuord-
nung erfolgt zunächst nach den produkt- 
und gefahrbezogenen EU-Binnenmarkt-
Richtlinien und der „Rest“ wird dann der 
„auffangenden“ EG-Produktsicherheits-
richtlinie 2001/95/EG als „Allgemeine Ver-
braucherprodukte“ zugeordnet. Die wei-
teren Produktgruppen (PSA, Gasver-
brauchseinrichtungen, Druckgeräte etc.) 

umfassen insgesamt 7,0 % der im Jahr 2006 
in Deutschland ermittelten unsicheren 
Produkte. 

 

Ergebnisse der Marktüber-
wachung im Europäischen 
Wirtschaftsraum 
Die Anzahl der jährlichen Schutzklausel-

Marktüberwachung



klausel-Meldungen über unsichere elektri-
sche Betriebsmittel bzw. Niederspan-
nungsgeräte [8]. 

Eine weitaus stärkere Zunahme ist bei 
den jährlichen RAPEX-Meldungen7) über 
unsichere Verbraucherprodukte im Euro-
päischen Wirtschaftsraum zu verzeichnen. 
Mit dem RAPEX-Verfahren werden haupt-
sächlich Meldungen über Verbraucherpro-
dukte ausgetauscht, die für die Gesundheit 
und Sicherheit von Verbrauchern ein erns-
tes Risiko darstellen (Art. 12 ProdSRL). Da-
neben können auch Meldungen über Ver-
braucherprodukte ausgetauscht werden, 
die für die Gesundheit und Sicherheit von 
Verbrauchern ein mäßiges Risiko darstel-
len (Art. 11 ProdSRL) oder auch nur zur In-
formation, wenn unsichere Produkte nicht 
in den Geltungsbereich von Artikel 12 oder 
Artikel 11 der ProdSRL fallen (Bild 4). 

Zum Stand vom 31. Juli 2007 wurde mit 
770 RAPEX-Meldungen (Art. 12 ProdSRL) 
schon jetzt die Gesamtjahreszahl aus dem 
Jahr 2005 (701 RAPEX-Meldungen) weit 
überschritten. Die BAuA rechnet damit, 
dass schon zu Herbstbeginn 2007 die Ge-
samtjahreszahl aus dem Vorjahr von 924 
RAPEX-Meldungen überschritten wird, 
welche bisherig das Allzeithoch für einen 
Jahreszeitraum bildet [9]. 

Von den 924 RAPEX-Meldungen im Jahr 
2006 kamen 440 unsichere Verbraucher-
produkte (47,6 %) aus der Volksrepublik 
China und 42 unsichere Verbraucherpro-
dukte (4,5 %) aus der Bundesrepublik 
Deutschland. Zusammengefasst kamen 
also im Jahr 2006 insgesamt 62,0 % der im 
Europäischen Wirtschaftsraum gemelde-
ten unsicheren Verbraucherprodukte aus 
einem Drittstaaten-Herkunftsland und 
nur 16,2 % aus anderen EWR-Staaten (EWR 
28 ohne Deutschland). Bei 159 unsicheren 
Verbraucherprodukten (17,2 %) konnte 
weder das Herkunfts- noch das Ursprungs-
land ermittelt werden (Bild 5). 

Im Jahr 2006 teilen sich die im Europä -
ischen Wirtschaftsraum gemeldeten un -
sicheren Produkte wie in den Vorjahren 
hauptsächlich in die drei Verbraucherpro-
dukt-Kategorien der Elektrogeräte und Be-
leuchtung (29,4 %), Spielzeuge (23,9 %) so-
wie Kraftfahrzeuge und Zubehör (13,6 %) 
auf (Bild 6). 

Schlussfolgerungen 
Die zuständigen Behörden sollen durch 

die Marktüberwachung einen großen Bei-
trag zur Beseitigung von wirtschaftlichen 
Wettbewerbsverzerrungen und der Errei-
chung eines aktiven und umfassenden Ver-
braucherschutzes leisten. Der freie Waren-
verkehr und die arbeitsteilige Industrie -
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Bild 4  Anzahl der RAPEX-Meldungen über unsichere Verbraucherprodukte im  
Europäischen Wirtschaftsraum gemäß EG-Produktsicherheitsrichtlinie 
2001/95/EG (ProdSRL). 

Bild 5  Entwicklung der RAPEX-Meldungen (Art. 12 ProdSRL) von 2004 bis 
2006 im Europäischen Wirtschaftsraum nach Herkunftsländerbereichen der 
unsicheren Verbraucherprodukte. 

Bild 6  Entwicklung der RAPEX-Meldungen (Art. 12 ProdSRL) von 2004 bis 
2006 im Europäischen Wirtschaftsraum nach Verbraucherprodukt-Kategorien. 

Meldungen6) im Europäischen Wirt-
schaftsraum, die hauptsächlich unsichere 
Produkte betreffen, die unter bestimmte 
produkt- oder gefahrbezogenen EU-Bin-
nenmarkt-Richtlinien fallen, ist seit dem 
Jahr 1995 deutlich angestiegen (Bild 3).  

Bei den Schutzklausel-Meldungen han-
delt es sich über den Betrachtungszeitraum 

ganz überwiegend um elektrische Betriebs-
mittel bzw. Niederspannungsgeräte. So be-
fanden sich z. B. im vergangenen Dreijah-
reszeitraum 2004 bis 2006 unter den insge-
samt 1 295 Schutzklausel-Meldungen je-
weils nur fünf Schutzklausel-Meldungen 
über unsichere Maschinen und über un -
sichere Spielzeuge, jedoch 1 285 Schutz-

Marktüberwachung



6) Mit einer Schutzklausel-Meldung wird die EU-Kom-

mission von den EWR-Mitgliedstaaten hauptsächlich 

darüber informiert, dass von Behörden Maßnahmen zur 

Beschränkung des Inverkehrbringens eines unsicheren 

Produkts, das unter bestimmte EU-Binnenmarkt-Richt-

linien fällt, verfügt wurden und damit ein „Handels-

hemmnis“ aufgebaut wurde. Zweck des Schutzklausel-

Verfahrens ist es, dass die EU-Kommission die behörd -

lichen Beschränkungsmaßnahmen nochmals kritisch 

überprüft und so der Behinderung des freien Warenver-

kehrs zustimmt oder sie als ungerechtfertigt ablehnt. 

 7) Mit einer RAPEX-Meldung wird die EU-Kommission 

von den EWR-Mitgliedstaaten darüber informiert, dass 

von Behörden oder von Herstellern und Händlern Maß-

nahmen zur Beschränkung des Inverkehrbringens oder 

des Gebrauchs eines unsicheren Verbraucherprodukts 

gemäß der EG-Produktsicherheitsrichtlinie getroffen 

wurden. Zweck des RAPEX-Verfahrens ist es einen 

schnellen Informationsaustausch zwischen der EU-

Kommission und den EWR-Mitgliedstaaten zu organi-

sieren, damit die Verbraucher vor unsicheren Produkten 

geschützt werden können. 

8) Zum Beispiel durch den länderübergreifenden 

„Arbeitsausschuss Marktüberwachung“ (AAMü), in 

dem sich neben den Vertretern aller Bundesländer auch 

Vertreter der für Sicherheit und Gesundheitsschutz zu-

ständigen Bundesbehörden beraten.

gesellschaft im größer gewordenen Euro-
päischen Wirtschaftsraum sowie die Glo-
balisierung der Märkte und das zuneh-
mende internationale Innovationstempo 
sorgen für immer größer werdende Waren-
ströme in Deutschland. Die Vorschläge der 
EU-Kommission vom Februar 2007 über ei-
nen gemeinsamen Rechtsrahmen für die 
Vermarktung von Produkten misst der 
Marktüberwachung in den Mitgliedstaa-
ten eine zentrale Bedeutung zu. Durch die 
zunehmende mediale und gesellschaft -
liche Resonanz über die umfangreichen 
Rückrufe von Spielzeugen im Sommer 
2007 sowie die wirtschaftlichen und ge-
sundheitlichen Risiken von Plagiaten und 
Fälschungen („Produkt- und Markenpira-
terie“) etwa seit dem Frühjahr 2006 (vgl. 
www.produktpiraterie.org) wird mittler-
weile auch von breiten gesellschaftlichen 
Kreisen die Relevanz einer adäquaten 
Marktüberwachung stärker hervorgeho-
ben.  

Die Anzahl ermittelter unsicherer Ver-
braucherprodukte im Europäischen Wirt-
schaftsraum nahm auch im Jahr 2006 wei-
terhin zu. Gleiches ist jetzt schon für das 
Jahr 2007 abzusehen. Hierbei ist natürlich 
zu berücksichtigen, dass auch die globalen 
Warenströme weiterhin zunehmen, was 
insbesondere für die Importe von Verbrau-
cherprodukten aus der Volksrepublik 
China gilt. Auch wird etwa seit dem Jahr 
2002 die in Deutschland föderalistisch or-

ganisierte Marktüberwachung koordinier-
ter durchgeführt8), was dringend notwen-
dig war, da die Personalressourcen der Ge-
werbeaufsicht seit dem Jahr 1996 tenden-
ziell sinken und zudem die Gewerbeauf-
sicht in den letzten Jahren in mehreren 
Bundesländern stark umorganisiert wurde. 

Die Datensätze der Mängelmeldungen 
in Deutschland sowie der Schutzklausel- 
und RAPEX-Meldungen im EWR lassen 
sich hinsichtlich Produkt- und Gefahrkate-
gorien sowie Herkunfts- bzw. Ursprungs-
länder noch intensiver auswerten. Die Aus-
weisung der aktiven und reaktiven Markt-
überwachungsmaßnahmen und -ergeb-
nisse der Bundesländer gemäß dem neuen 
LASI-Jahresberichtsschema sowie die jähr-
lich von der BAuA herausgegebenen und 
im Internet veröffentlichten Mängelstatis-
tiken muss zukünftig noch stärker in die Er-
stellung von Überwachungsprogrammen 
sowie die regelmäßige Überprüfung und 
Bewertung der Wirksamkeit des Über-
wachungskonzepts mit eingebunden wer-
den. Zur Ermittlung von Mängelschwer-
punkten sowie zur Aufstellung von Über-
wachungsprogrammen sollten zusätzlich 
verstärkt auch die jeweiligen Handels- und 
Produktmengen ermittelt und dokumen-
tiert werden, sodass sich Risikopotenziale 
allgemein und nach Herkunftsbereichen 
besser berechnen lassen. 

Jedoch gilt auch hier: So wie es qualitativ 
hochwertige, umweltverträgliche und si-
chere Produkte nur selten zum Schleuder-
preis gibt, ist auch eine adäquate Markt-
überwachung und die sie unterstützenden 
Maßnahmen auf Dauer nur mit entspre-
chenden Ressourcen zu leisten. 

Die kritischen Reaktionen der Medien 
und der Öffentlichkeit, wie z. B. aktuell im 
Fall des US-Spielzeugs (Konstruktionsfeh-
ler: ablösende Magnete; Fabrikationsfeh-
ler: bleihaltige Farbe) aus chinesischer Pro-
duktion (Fabrikationsfehler: bleihaltige 
Farbe), zeigen, dass hier möglicherweise 
auch wieder ein Umsteuern bei der künfti-
gen Einschätzung der Bedeutung behörd -
licher Organisationsstrukturen im Bereich 
der Marktüberwachung notwendig werden 
könnte.  TÜ 711 
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